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Vorwort

Gesundheit im Alter vor Ort gestalten

den eigenen alltag selbstständig zu gestalten, sich daheim und in der nachbarschaft wohl zu fühlen und 
die Möglichkeit zu haben, bei Veränderungen in der Lebensführung einen selbstbestimmten weg zu 
finden – sind starke gesundheitsrelevante ressourcen. die Voraussetzungen dafür werden in Kommu-
nen geschaffen, indem sie bedarfsgerechte Bedingungen und Strukturen vor ort schaffen. 

im rahmen der kommunalen daseinsvorsorge tragen regionen durch ein ressortübergreifendes ge-
meinsames Vorgehen dazu bei, allen Bürgerinnen und Bürgern ein gesundes älterwerden zu ermögli-
chen. Gesundheit wird durch viele faktoren beeinflusst und ist als eine gesamtgesellschaftliche aufga-
be anzusehen, die neben einer bedarfsorientierten kommunalen Gesundheitsstrategie das engagement 
vieler Partner und Partnerinnen benötigt. 

im Beitrag von Herrn Bräunling und von Herrn Kilian werden Strategien der Gesundheitsförderung auf 
Bundesebene und auf Landesebene vorgestellt. im fokus steht die fragestellung, wie impulse gesetzt 
werden können, die in ein gemeinsames Handeln münden und die Gesundheit im Lebenslauf stärken. 

Mit dem kommunalen Partnerprozess „Gesundheit für alle“ unterstützt der Kooperationsverbund Ge-
sundheitliche Chancengleichheit auf der Bundesebene den austausch von Kommunen und regt einen 
gemeinsamen Lernprozess an.

das „Bündnis Gesund älter werden“ setzt landesweit fachliche impulse, unterstützt und begleitet mit 
themenbezogenen aktivitäten und der entwicklung von Qualität. 

der nachfolgende Beitrag von Herrn Meck zeigt beispielhaft auf, dass sich investitionen in die Gesund-
heitsförderung vor ort positiv und nachhaltig auf die übergeordnete „kommunale wertschöpfung“ aus-
wirken. 

Kommunale Strategien machen sichtbar, dass Gesundheit dort entsteht, wo Menschen leben: „dort, wo 
sie spielen, lernen, arbeiten und lieben“ (ottawa-Charta, 1986). drei Beiträge – aus der Stadt Branden-
burg an der Havel, aus dem Landkreis Havelland und aus dem Landkreis Märkisch-oderland – verdeut-
lichen dies exemplarisch und beschreiben zukunftsweisende aktivitäten in den regionen. 

im Beitrag von frau Luig-arlt wird am Beispiel einer ländlichen region aufgezeigt, wie es gelingen kann, 
sich nicht nur auf ein integriertes Handeln zu verständigen, sondern dieses auch innerhalb eines klein-
räumigen kommunalen Konzeptes zu verorten und zu etablieren. Hierbei werden wirtschaftliche, ökolo-
gische, kulturelle und städtebauliche Besonderheiten zu einer regionsspezifischen ausrichtung vereint, 
die älteren einen regionalen anker bietet.

Mut für ein umdenken und ein neues Solidaritätsverständnis für präventive alternsgerechte Strukturen 
vor ort fordert frau dr. Ludwig im abschließenden Beitrag. Sie erläutert Voraussetzungen und wirkun-
gen von Prozessen, die das älterwerden selbstbestimmt und teilhabeorientiert ausrichten.

ein gesundheitsfokussierter Blick in der Kommune misst sich an dem anspruch, räumliche und soziale 
Bezüge wirksam in ein Verhältnis zu setzen. Sie sind so zu gestalten, dass dort Chancengerechtigkeit 
und teilhabe möglich sind und gelebt werden können. wer durch ein stabilisierendes räumliches um-
feld in die Lage versetzt ist, gut für sich selbst zu sorgen, kann diese Sorge auch für andere Menschen 
aufbringen.

die Koordinierungsstelle Gesundheitliche Chancengleichheit Brandenburg wünscht ihnen eine anre-
gende Lektüre.
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im Hinblick auf die positive Gestaltung biogra-
phischer Übergänge stellt die Gesundheitsförde-
rung eine interventionsform mit viel Potenzial 
dar, denn sie fokussiert – auch bei älteren Men-
schen – insbesondere auf die ressourcen der 
Menschen. Ziel ist es, die Lebensbedingungen zu 
verbessern. Zugleich werden Menschen indivi-
duell befähigt, ihre „gesundheitlichen entfal-
tungsmöglichkeiten“ zu stärken.

die Belastungen und ressourcen im Lebensver-
lauf beeinflussen die Chancen auf ein gesundes 
altwerden ebenso wie die aktuelle Lebenslage, 
das wohnumfeld, die Qualität der Versorgung im 
Quartier bzw. in der Gemeinde, die Möglichkei-
ten der sozialen teilhabe sowie das eigene Ge-
sundheitsverhalten. wohnen, Mobilität, Pflege 
und Bewegung sind dabei wichtige kommunale 
aufgaben, die akteure im Bereich Gesundes al-
tern gestalten. dabei nimmt die Kommune eine 
entscheidende Steuerungs- und Vermittlungs-
funktion ein.

Strategien der Gesundheitsförderung fügen sich 
ein in den wandel der kommunalen Selbstbilder. 
Hier verschieben sich in den letzten jahrzehnten 
die akzente von der traditionellen „ordnungs-
kommune“ über die „dienstleistungskommune“ 
hin zur modernen „Bürgerkommune“. dement-
sprechend verändert sich auch der umgang mit 
den älteren Mitbürgerinnen und Mitbürgern von 
der klassischen altenhilfe (disengagement) zu 
aktivierender Seniorenarbeit (produktives alter) 
und letztlich zu partizipativer Seniorenarbeit 
(teil eines active ageing). dazu gehören die 
Schaffung von ermöglichungsstrukturen sowie 
die Stärkung und einbindung der Potentiale älte-
rer Menschen. dazu gehört aber auch, bei der äl-
ter werdenden Bevölkerung interesse für die ei-
gene Versorgung im alter zu wecken.

der Bericht „Langes und gutes Leben in arns-
berg. Zukunft alter gemeinsam gestalten“[1] von 
2017 formuliert dies besonders in Hinblick auf die 
ressourcen: „‘die alten‘ als homogene Gruppe 
gibt es nicht. es existiert ein reichtum unter-
schiedlicher Lebensentwürfe und Lebensstile, 

interessen und fähigkeiten. eine moderne kom-
munale Seniorenpolitik spiegelt das wider: Sie 
zeichnet sich aus durch ein ausdifferenziertes 
angebot für ältere Menschen. dazu gehören un-
terstützungs- und Versorgungsangebote ebenso 
wie rahmenbedingungen für die Übernahme von 
(Mit-)Verantwortung vor ort. eine so ausgerich-
tete Seniorenpolitik zielt insbesondere darauf 
ab, die erfahrungen und die im Laufe eines Le-
bens erworbenen Kompetenzen älterer Men-
schen zur entfaltung zu bringen.“ (S. 4)

die „Präventionskette“ ist ein kommunaler 
Strukturansatz, der darauf ausgerichtet ist, ein 
langfristiges, umfassendes und tragfähiges netz 
von unterstützung, Beratung und Begleitung un-
ter Beteiligung derjenigen zu entwickeln, die un-
mittelbar betroffen sind. Bestehende und neue 
Strukturelemente und akteure werden so zusam-
mengeführt, dass ein abgestimmtes Handeln im 
rahmen einer integrierten kommunalen Ge-
samtstrategie möglich wird. So können gemein-
sam mit den Beteiligten die zur Verfügung ste-
henden finanzmittel, Personalressourcen sowie 
das bürgerschaftliche engagement gezielter – 
das heißt an Bedürfnissen und Bedarfen von Kin-
dern, jugendlichen, erwachsenen im erwerbsle-
ben und im rentenalter ausgerichtet – geplant 
und umgesetzt werden.

Präventionsketten können grundsätzlich auf die 
Gestaltung der Bedingungen für Gesundheit über 
den gesamten Lebensverlauf ausgerichtet sein. 
in der Praxis werden bisher vor allem erfahrun-
gen mit der Gestaltung kommunaler angebote in 
den ersten Lebensphasen gesammelt, um Kin-
dern und jugendlichen ein „Gesund aufwachsen 
für alle“ zu sichern. dies ist darin begründet, 
dass in dieser Lebensphase besonders viele wei-
chen zur (armuts-)Prävention und für die spätere 
(gesundheitliche) entwicklung gestellt werden, 
aber auch in der relativ klaren abfolge institutio-
neller Betreuungs- und Bildungsangebote.[2]

insbesondere im alter ist es dann allerdings im-
mer weniger möglich, alle Lebensübergänge ein-
deutig zu markieren. die Lebensrealität älterer 

Kommunen in Partnerschaft – Bundes-
strategien für ein gesundes Älterwerden
Stefan Bräunling 
Geschäftsstelle Kooperationsverbund Gesundheitliche Chancengleichheit,  

Gesundheit Berlin-Brandenburg e. V.
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ist sehr vielfältig. die Phasen im alter weisen 
eine sehr breite Spanne auf und gehen oftmals 
schleichend ineinander über. deswegen wird im 
Handlungsfeld Gesundheitsförderung und Prä-
vention bei älteren Menschen kaum – wie im Kin-
des- und jugendbereich – von Präventions-
„Ketten“ gesprochen, vielmehr von Präventions-
„netzen“. die zentralen aufgaben von Präventi-
onsnetzen bei älteren sind dann:

n   Übergänge vorbereiten

n   die Bewältigung der Übergänge unterstützen

n   risikofaktoren frühzeitig identifizieren

n   Zugänge zu Menschen in belastenden Lebens-
situationen finden

n   Schnittstellen gestalten und verknüpfen

Biografische Übergänge unterliegen im alter kei-
ner chronologischen Logik und müssen auch 
nicht zwangsläufig eintreten. die folgende Grafik 
bietet eine Übersicht altersspezifischer Übergän-
ge, angelehnt an die darstellung der determinan-
ten von Gesundheit (dahlgren & whitehead, 
1991). die nachstehend formulierten fragen sol-
len zudem kommunale akteure dabei unterstüt-
zen, die Übergänge jeweils situationsspezifisch 
entsprechend der kommunalen Bedingungen 
und Bedarfslagen einzuschätzen.

n   wie häufig tritt dieses ereignis im alter ein?

n   wie gesichert sind die unterstützungsstruktu-
ren bzgl. des Überganges in ihrer Kommune?

n   wie hoch ist der kommunale einfluss auf die 
Gestaltung des Überganges?

n   wie hoch ist die Zwangsläufigkeit bzw. freiwil-
ligkeit des eintretens zu bewerten?

n   wie kritisch ist der Übergang einzuschätzen, 
bezogen auf die Betroffenen selbst?

Zwar bestehen bei den jeweiligen Übergängen 
risiken. Mit dem eintritt in eine andere Lebens-
phase können z. B. Kontakte wegfallen. Viele der 
bisherigen netzwerke verlieren durch veränderte 
Lebensumstände (z. B. umzug oder Pflegebe-
dürftigkeit) an Bindungskraft und Konstanz. an-
dererseits sind die Kompetenzen gerade auch 
älterer Menschen als ressourcen einzubeziehen, 
was wiederum auch Chancen bietet. Bei den 
„Sollbruchstellen“ der Übergänge kommen zu-
dem unterschiedliche akteure ins Spiel, deren 
abstimmung in einem netzwerk wichtig ist. die 
thematisierung der Übergänge schärft den Blick 
für Möglichkeiten und Handlungsoptionen in die-
sen Phasen. Gerade an den Übergängen besteht 
eine hohe Bereitschaft der Menschen, angebote 

Übergänge im Alter Bildquelle: Kooperationsverbund Gesundheitliche Chancengleichheit, Britta Willim angelehnt an Dahlgren & Whitehead, 1991
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Folgende Fragen können kommunale Akteure dabei 
unterstützen, die Übergänge jeweils situationsspezifisch, 
entsprechend der kommunalen Bedingungen und 
Bedarfslagen, einzuschätzen. 

FRAGEN
Wie häufig tritt dieses Ereignis 
im Alter ein?

Wie gesichert sind die Unterstüt-
zungsstrukturen bzgl. des Übergan-
ges in Ihrer Kommune?

Wie hoch ist der kommunale 
Einfluss auf die Gestaltung des 
Überganges?

Wie hoch ist die Zwangsläufigkeit 
bzw. Freiwilligkeit des Eintretens zu 
bewerten?

Wie kritisch ist der Übergang 
einzuschätzen, bezogen auf die 
Betroffenen selbst?
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wahrzunehmen bzw. gibt es häufig Kontakt zu 
akteuren (wie der rentenversicherung, der Pfle-
geversicherung, Bestattungsunternehmen etc.), 
die angebote kommunizieren und Bedarfe identi-
fizieren können.[3]

der fokus auf die Übergänge ermöglicht es, prä-
ventiv und gesundheitsfördernd tätig zu werden. 
ein Ziel wird zumeist sein, den Übergang so zu 
gestalten, dass er kohärent und weniger als risi-
kohafter Bruch im Lebensverlauf erlebt wird.

es bedarf dafür des Zusammenwirkens von Poli-
tik und Gesellschaft, von wirtschaft und wissen-
schaft, von interessengruppen und Betroffenen. 
Besondere Bedeutung hat dabei die Gestaltung 
der Lebensbedingungen von Menschen in 
schwieriger sozialer Lage, die besonders häufig 
und stark von gesundheitlichen Belastungen be-
troffen sind und meist nur wenige Möglichkeiten 
haben, diese Belastungen zu kompensieren.

Mit dem kommunalen Partnerprozess „Gesund-
heit für alle“ unterstützt der Kooperationsver-
bund Gesundheitliche Chancengleichheit Kom-
munen im auf- und ausbau von integrierten kom-
munalen Strategien zur Gesundheitsförderung. 
dabei stehen der austausch und das gemeinsa-
me Lernen im fokus: welche kommunalen ansät-
ze zur förderung der Gesundheit von Menschen 
in schwieriger sozialer Lage haben sich bewährt? 
und: wie lassen sich die gemachten vielfältigen 
erfahrungen weitergeben? der austausch zwi-
schen Kommunen wird im Partnerprozess z. B. 
durch regionale und bundesweite fachveranstal-
tungen gefördert. Virtueller austausch ist im 
rahmen der online-angebote des Partnerprozes-
ses auf www.inforo.online möglich. das Portal 
erleichtert den Zugang zu erfahrungen und er-
kenntnissen anderer Kommunen. darüber hinaus 
erhalten im Partnerprozess aktive Kommunen 
verschiedene formen der fachlichen Begleitung 
und unterstützung, beispielsweise in form von 
arbeitspapieren und fachinformationen oder 
durch angebote der Qualitätsentwicklung wie die 
Good Practice-werkstätten. für die unterstüt-
zung auf Landesebene sind die Koordinierungs-
stellen Gesundheitliche Chancengleichheit die 
ersten ansprechpartner.

aktuelle Grundlagen für eine nachhaltige integ-
rierte Zusammenarbeit bieten u.a.

n   die Bundesrahmenempfehlungen der nationa-
len Präventionskonferenz (2016)

n   der Siebte altenbericht der Bundesregierung, 
„Sorge und Mitverantwortung in der Kommu-
ne – aufbau und Sicherung zukunftsfähiger 
Gemeinschaften“ (2016)

die Bundesrahmenempfehlungen definieren ge-
meinsame am Lebenslauf orientierte Ziele für die 
drei übergeordneten themenfelder:

n   Gesund aufwachsen

n   Gesund leben und arbeiten sowie

n   Gesund im alter

für die jeweiligen Ziele und Zielgruppen be-
schreiben die Bundesrahmenempfehlungen[4] 
die Handlungsfelder und das Leistungsspektrum. 
der Setting-ansatz wird in den Mittelpunkt ge-
stellt. als Settings werden Kommunen, Kinderta-
gesstätten, sonstige einrichtungen der Kinder- 
und jugendhilfe sowie der freizeitgestaltung, 
allgemeinbildende und berufsbildende Schulen, 
Hochschulen, Betriebe, einrichtungen für Men-
schen mit Behinderungen sowie einrichtungen 
der ambulanten und stationären pflegerischen 
Versorgung benannt. eine fokussierung auf akti-
vitäten in den Lebenswelten, in denen insbeson-
dere auch Menschen mit sozial bedingt ungünsti-
gen Gesundheitschancen stigmatisierungsfrei 
erreicht werden, wird als notwendig erachtet und 
als „ein Beitrag zu größerer gesundheitlicher 
Chancengleichheit“ (S. 6) angesehen. folgende 
besonders belastete Bevölkerungsgruppen wer-
den hervorgehoben: arbeitslose Menschen, al-
leinerziehende und ihre Kinder, Menschen mit 
Behinderungen, allein lebende ältere und er-
werbsgeminderte.

Selbstverständlich wird in den Bundesrahmen-
empfehlungen die gemeinsame Verantwortung 
hervorgehoben: „Gesundes altern ist eine ge-
samtgesellschaftliche aufgabe insbesondere für 
die ressorts Bau-/ umwelt, Gesundheit, Soziales 
und Senioren. Mit den Menschen gemeinsam 
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muss überlegt werden, wie sie alt werden wollen, 
was sie selbst in den Prozess einbringen können 
und wo sie Hilfe und unterstützung erwarten. die 
Beeinflussung gesunder Lebensverhältnisse mit 
angeboten der Stärkung der Verantwortung für 
die eigene Gesundheit ist eine Herausforderung 
für die Koordinierung der Maßnahmen der unter-
schiedlichen Verantwortungsträger. Vorhandene 
Strukturen sollten genutzt und vorhandene an-
gebote miteinander koordiniert und verzahnt 
werden.“ (S. 26)

der Siebte altenbericht[5] hat die Strukturen der 
Sorge und unterstützung in der Kommune zum 
thema. er fokussiert auf Versorgung, Pflege und 
die großen themen wohnen, Gesundheitsförde-
rung und Prävention sind nur am rande Gegen-
stand. nichtsdestoweniger werden Präventions-
netze deutlich empfohlen: „angebote zur Ge-
sundheitsförderung und Prävention müssen in 
stärkerem Maße lebensweltorientiert gestaltet 
werden. diese aufgabe lässt sich am besten lö-
sen, wenn Bildungs-, Sport-, ambulante rehabili-
tationseinrichtungen, Sozialarbeit und Pflege-
dienste, Hausärztinnen und Hausärzte sowie die 
Zielgruppen selbst enger kooperieren, um Ge-
sundheits- und Präventionskonzepte zu entwi-
ckeln und umzusetzen, die praxisorientiert und 
auf die Lebenslage und den Lebensstil spezifi-
scher Zielgruppen zugeschnitten sind.“

Verwendete Literatur
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Struktur und inhalte des Bündnis Gesund Älter 
werden

das Bündnis Gesund älter werden (BGäw) wurde 
im frühjahr 2012 auf initiative des für Gesundheit 
zuständigen Landesministerium gegründet. im 
Bündnis finden sich aktuell 38 Partnerorganisati-
onen zusammen, um gemeinsam die Bedingun-
gen für ein gesundes älterwerden im Land Bran-
denburg zu gestalten. Zu den Bündnispartnern 
zählen zum Beispiel Krankenkassen, wohlfahrts-
verbände, die Volkssolidarität, Seniorenräte, der 
Verband Berlin-Brandenburgischer wohnungs-
unternehmen, die Hochschule Lausitz und die 
fachhochschule Potsdam, der Landespflegerat 
Berlin-Brandenburg, die alzheimer-Gesellschaft 
Brandenburg, der Landessportbund, die Landes-
krankenhausgesellschaft und die Verbraucher-
zentrale und viele mehr. Verbindendes element 
der arbeit ist eine gemeinsame erklärung der 
Bündnispartner, die darin betonen,

n   sich gemeinsam über ressortgrenzen hinweg 
für Gesundheit stark zu machen,

n   ressourcen statt defizite in den Blick zu neh-
men und entsprechend „die Kompetenzen und 
die Möglichkeiten älterer für eine selbstbe-
stimmte Lebensführung in ihrer selbst gewähl-
ten umgebung“ aufzuzeigen und zu stärken,

n   Übergänge zwischen den Lebensphasen zu ge-
stalten,

n   Selbstbestimmung trotz Krankheit und Pflege-
bedarf zu erhalten und

n   die Voraussetzungen für gesunde Lebensstile 
und –welten zu gestalten. dabei richten die 
Partner im Bündnis „ihre besondere aufmerk-
samkeit auf die regionalen Besonderheiten 
des Landes Brandenburg“.

Arbeitsgruppen des Bündnisses

Koordiniert durch die fachstelle Gesundheitszie-
le im Land Brandenburg wird die inhaltliche ar-
beit in derzeit vier arbeitsgruppen geleistet, de-
ren Mitglieder die arbeitsschwerpunkte in ab-
stimmung mit der Steuerungsgruppe des Bünd-
nisses selbst bestimmen. die aGs beschäftigen 
sich aktuell mit den themen Gesundheits- und 
Bewegungsförderung, impfschutz, Mundgesund-
heit und Qualitätsentwicklung bzw. gute Praxis. 
die fachliche Perspektive der aGs ist zunächst 
auf landesweite und überregionale entwick-
lungsbedarfe gerichtet. die identifizierten Bedar-
fe werden häufig in regional nutzbare Materialien 
und informationen umgesetzt.

Sichtbarmachung und Stärkung regionaler 
Aktivitäten durch landesweite Sammlungen guter 
Praxis

für ein landesweites Bündnis ist es nicht leicht, 
regionale Strukturen eines flächenlandes in den 
Blick zu nehmen und deren weiterentwicklung zu 
stärken. als ansatz hierfür wurde im BGäw das 
Konzept der landesweiten thematischen „Samm-
lung guter Praxis“ entwickelt, das unterschiedli-
che anforderungen erfüllt:

n   die Sammlungen fokussieren einen spezifi-
schen aspekt des gesunden älterwerdens und 
schaffen damit aufmerksamkeit,

n   sie bieten einblick in die Vielfalt der bereits 
existierenden ansätze in den verschiedenen 
regionen des Landes und schaffen damit eine 
transparenz die sonst nicht vorhanden ist,

n   sie wertschätzen die arbeit der engagierten 
akteure im Land, indem besonders nachah-
menswerte Beispiele ausgezeichnet und vor-
gestellt werden.

Der Gesundheitszielprozess  
„Bündnis Gesund Älter werden“ des Landes 
Brandenburg 
Holger Kilian, frederiK PettelKau

fachstelle Gesundheitsziele im Land Brandenburg, Gesundheit Berlin-Brandenburg e. V.
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Sammlung „Bewegt und mobil älter werden“ 
2013

die Sammlung wurde 2013 durchgeführt und rief 
landesweit dazu auf, bestehende aktivitäten der 
Bewegungsförderung in Gemeinschaft einzurei-
chen. die Sammlung wurde unter anderem über 
eine gemeinsame Pressekonferenz der Landes-
gesundheitsministerin mit der Vorsitzenden des 
Landesseniorenrates sowie über die Strukturen 
und Verteiler der Bündnispartner in allen Land-
kreisen bekannt gemacht. Mehr als 100 einrei-
chungen zeigten das breite Spektrum der aktivi-
täten im Land auf und verdeutlichten die Vielfalt 
der ansätze, in der die Bewegung älterer Men-
schen gefördert werden kann. um aus der Viel-
zahl der einsendungen besonders vorbildliche 
Beispiele auswählen und auszeichnen zu kön-
nen, entwickelt die arbeitsgruppe „Qualitätsent-
wicklung/Gute Praxis“ Bewertungskriterien. die-
se orientierten sich an den Good Practice-Kriteri-
en des Kooperationsverbundes Gesundheitliche 
Chancengleichheit (www.gesundheitliche-chan-
cengleichheit.de/good-practice). eine expert/in-
nen-jury aus den reihen des Bündnisses wählte 
schließlich 12 angebote aus, die im rahmen ei-
ner landesweiten Veranstaltung eingehender 
vorgestellt und durch die Landesgesundheitsmi-
nisterin ausgezeichnet wurden. 

der Blick über die eingereichten angebote zeigt, 
dass Bewegungsförderung ein wichtiger, aber 
nicht entscheidender Grund für ältere Menschen 
ist, aktiv an Bewegungsangeboten teilzunehmen. 
Mindestens ebenso wichtig ist es ihnen, gemein-
sam Zeit zu verbringen und Kontakte zu pflegen. 
die angebote leisten damit auch einen wichtigen 
Beitrag zur sozialen einbindung der älteren Men-
schen an ihren jeweiligen wohnorten. dieser as-
pekt wird auch in einer landesweiten Bürgeraus-
stellung herausgestellt, die im anschluss an die 
Sammlung und die auszeichnung der Preisträger 
entwickelt wurde. diese aus 15 tafeln bestehen-
de ausstellung stellt die 12 Preisträger der 
Sammlung in originalzitaten der initiatorinnen 
und initiatoren und Beteiligten vor ort vor. Zwi-
schen der Vernissage im juni 2014 und januar 
2018 wurde die ausstellung an 28 orten im Land 
Brandenburg gezeigt – in Landratsämtern, Stadt-
verwaltungen, Stadtteilhäusern oder Volkshoch-
schulen, oft verbunden mit thematischen Veran-
staltungen oder im rahmen von Seniorenwo-
chen. Begleitend zur ausstellung bot die fach-
stelle Gesundheitsziele in Zusammenarbeit mit 
den lokalen akteuren die Möglichkeit an, sich im 
rahmen eines halbtägigen „transfertages“ über 
erfahrungen in der umsetzung von Bewegungs-
angeboten für ältere Menschen auszutauschen. 

Sammlung „GeSA – Gemeinsam essen im Alter“ 
2017

die Sammlung startete im Sommer 2017 auf initi-
ative der arbeitsgruppe „Gesundheits- und Be-
wegungsförderung“ und der Steuerungsgruppe. 
im titel greift die aktion das Leitthema des 7. al-
tenberichtes der Bundesregierung „Sorge und 
Mitverantwortung in der Kommune – aufbau und 
Sicherung zukunftsfähiger Gemeinschaften“ auf. 
auch die ausschreibung der Sammlung machte 
deutlich, dass „gesunde ernährung“ im ernäh-
rungswissenschaftlichen Sinne hier nicht vorran-
gig ist. im informationsflyer zur Sammlung heißt 
es: „Sich gut zu ernähren und aktiv zu sein hält 
gesund, steigert das wohlbefinden und trägt 
auch im alter zu einer hohen Lebensqualität bei. 
essen in Gemeinschaft kann integrativ wirken, 
den ausbau sozialer Kontakte fördern und Ver-
einsamung entgegensteuern – jeder weiß: Ge-
meinsam schmeckt’s am besten!“ 

Ein Beispiel der insgesamt 15 Ausstellungstafeln der Bürgerausstellung „Bewegt und mobil 
älter werden“

Bildquelle: Fachstelle Gesundheitsziele im Land Brandenburg, Gesundheit Berlin-
Brandenburg e. V.
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die 51 eingereichten angebote zeigen, wie ehren-
amtliches und berufliches engagement viel dazu 
beitragen können, nicht nur ältere Menschen mit-
einander in Kontakt zu bringen und vor Vereinsa-
mung zu schützen. „Mahlzeiten gemeinsam zu-
bereiten und einnehmen“ ist ein verhältnismäßig 
simples und zugleich sehr wirksames rezept, ein 
gesundes älterwerden in der Kommune zu unter-
stützen. Gesundes essen ist wichtig für den er-
halt der geistigen und körperlichen funktionen. 
doch in Gemeinschaft alt zu werden ist wichtiger 
für die Gesundheit als ein apfel mehr oder weni-
ger. essen in Gemeinschaft kann integrativ wir-
ken, den ausbau sozialer Kontakte fördern und 
Vereinsamung entgegensteuern. das ist gut für 
die Gesundheit und den erhalt der Selbstständig-
keit im alter.

die Beispiele belegen außerdem eindrucksvoll 
das thematisch breite Spektrum der vorhande-
nen aktivitäten. Von der Senioreneinrichtung, die 
gemeinsam mit den angehörigen ihrer Bewohne-
rinnen und Bewohner Kochnachmittage veran-
staltet hin zu bürgerschaftlichen ehrenamtsiniti-
ativen, die sich durch die Kommune unterstützt 
regelmäßig im örtlichen Gemeindehaus treffen. 
das thema „Gemeinsam essen im alter“ zeigt 
sich generell als eines, dem großes Potenzial in-
newohnt. das Leben vor ort lässt sich (noch) le-
benswerter gestalten, indem Menschen auch 
über das essen am Gemeinwesen beteiligt und 
miteinander in den austausch gebracht werden. 
Stationäre und mobile essensversorgung sind 
wichtige faktoren moderner, alternder Gesell-
schaften. dennoch sind sie eher deaktivierend 

Generationenübergreifendes Projekt „Junges Gemüse trifft auf reifes Obst“ 

Bildquelle: DRK Uckermark West/Oberbarnim, Pflege- und Betreuungs-
GmbH, WIR GmbH, Templin

Kooperationsprojekt „Gemeinsam schmeckt es besser“ und „Lange mobil 
und sicher zu Hause“ 

Bildquelle: Volkssolidarität und Akademie 2. Lebenshälfte, Nauen

„Wir wollen uns etwas Gutes tun“ Bildquelle: Ehrenamtliche Kochgruppe 
Eichwalde

Projekt einer stationären Einrichtung „Gemeinsames Kochen in Senioren-
Wohngemeinschaften“ 

Bildquelle: Karina Hauskrankenpflege, Brandenburg an der Havel
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auf Zulieferung ausgerichtet. den nutzenden 
kommt häufig die passive rolle eines wartenden 
zu. tatsächlich konnten im rahmen der Samm-
lung viele spannende angebote identifiziert wer-
den, die den Beteiligten eine aktive bzw. aktivie-
rende rolle zukommen lassen. nicht nur, dass 
gemeinsam geplant, die Zutaten gekauft und das 
essen zubereitet wird. Kombinierte Projekte ver-
einen sogar mehrere ansätze für ein gesundes 
älterwerden. Zum Beispiel die Bewegungsförde-
rung im Vorfeld oder das Gartenprojekt, das die 
Zutaten hervorbringt, die später in der Gemein-
schaftsküche verarbeitet werden. die teilneh-
menden eines weiteren angebots entwickeln ein 
eigenes Kochbuch, das die ausprobierten rezep-
te enthalten soll. Besonders integrative ansätze 
fördern gemeinsames Kochen älterer Menschen 
mit und ohne demenz oder arbeiten generations-
übergreifend (Kooperationsprojekt Pflegeein-
richtung/Kindertagesstätte).

Hiervon gilt es nun zu lernen! ein Ziel ist im an-
schluss an die Sammlung, dass durch öffentlich-
keitsarbeit und direkte Beratung nicht nur neue 
angebote entstehen, sondern das ein oder ande-
re bereits bestehende angebot angepasst wird – 
hin zu mehr aktiver teilhabe und der förderung 
gemeinsamer, schöner erlebnisse im alter.

die Preisträgerinnen und Preisträger der Samm-
lung wurden im januar 2018 im rahmen der lan-
desweiten Plenumsveranstaltung des Bündnis 
Gesund älter werden durch die Landesgesund-
heitsministerin ausgezeichnet. 

weitere informationen unter www.bgäw.de. 

Kontakt

Holger Kilian, frederik Pettelkau 
fachstelle Gesundheitsziele im Land Branden-
burg, Gesundheit Berlin-Brandenburg e. V.

kilian@gesundheitbb.de
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Gesetze sind das eine, vom Bund oder Land ge-
geben. der erfüllung gesetzlicher aufgaben die-
nen die nach dem Konnexitätsgedanken – wer 
beschließt, bezahlt – fließenden Schlüsselzuwei-
sungen. für Städte und Gemeinden, Kreise und 
regionen, die sich nicht allein als nachgeordnete 
Behörden ihres Bundeslandes definieren, ist 
Selbstverwaltung das andere im Grundgesetz 
verankerte, ebenbürtige Maß ihres Handelns. 
dafür beziehen sie unter anderem einkommens-
steueranteile von denen, die bei ihnen leben. Zur 
rede stehen 15 Prozent der nach dem wohnort-
prinzip anfallenden jahreseinkommensteuer, die 
restlichen 85 Prozent teilen sich Bund und Land. 
So betrachtet bedeutet es einen finanziellen un-
terschied von erheblicher art, ob Menschen in 
einer Stadt, Gemeinde, region wohnen bleiben 
wollen, oder ob sie danach trachten, wegzuzie-
hen, oder ob sie sich mit dem Gedanken tragen, 
in eine Stadt, Gemeinde, region neu zuzuziehen. 

Bei den maßgeblichen entscheidungsgründen 
fürs Bleiben, Kommen oder Gehen spielt immer 
wieder die Lebensqualität vor ort eine Schlüssel-
rolle. fragen der verkehrlichen anbindung, der 
familienfreundlichen infrastruktur, der nahver-
sorgung, der umwelt und der Gesundheit zuträg-
lichen Verhältnisse werden aufgeworfen und ab-
gewogen. neben dem arbeitsplatz, der öfter in 
der nachbarkommune liegen mag, wird das Ge-
fühl, im ort gut aufgehoben zu sein, zum Schlüs-
selfaktor. well-beeing nennt es die wissenschaft. 
wie es die Charta der wHo in ottawa schon 1986 
beschreibt: „Gesundheit wird von Menschen in 
ihrer alltäglichen umwelt geschaffen und gelebt: 
dort, wo sie spielen, lernen, arbeiten und lieben.“ 
den Schlüssel dafür hält die Kommune mit in der 
Hand, auch wenn ihr mancherorts dieses Be-
wusstsein abhanden kam.

wie die Gesetzgebung von Bund und Land das 
Pflichtenheft dieser ebenen widerspiegelt, so fül-
len die freiwilligen Leistungen das selbstverwal-
tende Handeln vor ort aus – sie stellen das Ge-
setz der Kommunen dar. darauf haben Städte 
und Gemeinden, Kreise und regionen bei der ab-

Gesundheitsförderung und Prävention. 
Dimensionen ihrer Umwegrentabilität. 
Was Städte und Gemeinden, Kreise und regionen (mit und ohne haushaltsvorbehalt) inte-
ressieren könnte – und was Gesundheitsakteure wissen dürfen …

gerHard MecK

„Kooperation statt Konkurrenz“ – Konzepte für Gesunde Städte und regionen

fassung des Grundgesetzes größten wert gelegt. 
darum erscheint es unlogisch, das Primat der 
Selbstverwaltung nachrangig zu bewerten und 
kommunale Leistungen nur zu offerieren, wenn 
ihnen ein Gesetz des Landes oder Bundes vor-
ausgeht. niemand kann kommunale Selbstver-
waltung als Handlungsbasis einfordern, wenn er 
zugleich die Gesetzgebungsmaschinerie von 
Bund und Land als auftrag seines Handelns be-
müht. auch gibt kein Bürgermeister oder Landrat 
die aus der einkommenssteuer seiner einwohner 
bezogenen 15 Prozent-anteile deshalb an Land 
und Bund ab. das wäre aber die logische folge, 
möchte sich eine Stadt oder region und ihre Ver-
waltung auf die erfüllung gesetzlicher aufgaben 
bewusst oder unbewusst einschnüren lassen. 

Zuzug oder wegzug, das ist die frage aller fra-
gen. Sie berührt den Kernbestand jeder Kommu-
ne. der Standortfaktor ist es, der Landräte, Bür-
germeister und dezernenten umtreibt. Lebens-
qualität, wohlgefühl, Gesunderhaltung machen 
den Bleibefaktor aus: bei familien mit Kindern, 
jungen Leuten und Studierenden, Berufstätigen 
oder älter werdenden Menschen. Bei allen, in je-
der Lebensphase.

Was haben Städte und Gemeinden, Kreise und 
regionen vom Bleiben ihrer einwohner?

Die einkommenssteuer. 15 Prozent davon ver-
bleiben bei der Kommune. Ziehen wir ein 
familien einkommen von 30.000 euro im jahr her-
an, konservativ gerechnet. 10.000 euro als frei-
betrag eingedacht, verbleiben 20.000 euro, die 
zu versteuern sind. nehmen wir einen Steuersatz 
von 25 Prozent an, konservativ gerechnet. Pro fa-
milie und jahr fallen rund 5.000 euro an einkom-
menssteuern an. demzufolge erhält die Kommu-
ne als Hauptsitz jährlich 750 euro pro Steuerzah-
lerin/Steuerzahler. nicht viel, und die kommuna-
len Spitzenverbände streben zurecht nach einer 
besseren Quote für Städte und Kreise. doch auch 
so handelt es sich im rahmen von 100 familien, 
die bleiben oder wegziehen, am ende um 75.000 
euro auf der Habenseite oder als fehlender Be-
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trag im kommunalen bzw. kreislichen Haushalt. 
Bei 500 familien, die auf mittlere Zukunft einer 
region den rücken kehren oder zuziehen, wächst 
der unterschiedsbetrag auf 375.000 euro an, der 
jedes jahr ab- oder zufließt. 

Die Schlüsselzuweisung. Städte und Gemein-
den, Kreise und regionen erhalten zur erfüllung 
ihrer gesetzlichen ausgaben entsprechende Zu-
weisungen. in etlichen Bundesländern wird ihre 
Höhe mit an die (wachsende oder fallende) ein-
wohnerzahl der Kreise und kreisfreien Städte ge-
koppelt. ein zweiter faktor, der das Bleiben ihrer 
Bevölkerung für Kommunen finanziell bedeut-
sam macht. 

Öffentliche einnahmen. Von einwohnern und de-
ren Kaufkraft partizipiert die Stadt bzw. der Kreis. 
ob Bäcker, Lebensmittelgeschäft, Vermieter, 
freizeiteinrichtung, öffentliche institution – der 
Kreis bzw. die Stadt erhält nutzungsentgelte, 
kommunale Gebühren und einen teil der um-
satzsteuer. 

Die Arbeit von Freiwilligen. im umfeld gesunder 
Lebensqualität engagieren sich nicht wenige eh-
renamtskräfte und leisten einen in der Lebens-
welt vor ort kaum verzichtbaren dienst. Über frei-
willige feuerwehren, jugendliche Übungsleiter-
innen und -leiter, familienbegleiterinnen und 
-begleiter, im Stadtteil aktive Bürgerinnen und 
Bürger hinaus. ehrenamtliche investieren zwi-
schen 10 und 20 Stunden im Monat oder mehr, 
200 Stunden im jahr sind keine Seltenheit. Multi-
pliziert mit dem Mindestlohn von 8,50 euro je 
Stunde kommt eine Stadt und region in den Vor-
zug einer geldwerten Leistung von 1.700 euro pro 
jahr. Bei 50 ehrenamtskräften handelt es sich um 
eine finanzielle dimension zugunsten des Krei-
ses bzw. der Stadt von 85.000 euro im jahr. für 
die Vitalität im ort bedeuten sie eine nicht zu un-
terschätzende Größenordnung. 

Kooperative Mittel. ob Stiftungen oder Sparkas-
sen, ob Sozialversicherungsträger einschließlich 
Krankenkassen, ob Bund oder Land und ihre för-
derprogramme – ernten kann nur eine Stadt, die 
sät. dazu braucht sie nicht einmal eigene Mittel 
in die Hand zu nehmen. oft genug reicht es, mit 
der eigenen Verwaltung und den darin tätigen 
fachkräften dabei zu sein und mitzuhelfen, ko-
operative Mittel sinnvoll und zielführend zu ver-
binden und vor ort einzusetzen. Bisweilen limi-
tiert die personelle Kapazität die inanspruchnah-
me dritter Mittel. doch eine Stadt, ein Kreis be-
steht nicht nur aus „Verwaltung“, sondern kennt 
sozialwirtschaftliche und gemeinnützige Partner 
an seiner Seite. für Kooperationen und ihre ad-

ministration gilt darüber hinaus: eine Hierarchie-
ebene weniger in Gang gebracht, einen dienst-
weg kürzer aktiv gehandelt, schon hält man den 
Gegenwert an arbeitszeitlichem invest auf kom-
munaler/kreislicher Seite in Händen. 

alles in allem haben es Städte und regionen mit 
einer dimension zu tun, bei der ein (1) in gesund-
heitliche Lebenswelt und soziale teilhabe inves-
tierter euro verzweigte erlöse von 3 und mehr 
euro einbringt. auch wenn diese nicht beim Ge-
sundheitsamt anlanden und medizinische erfol-
ge sich erst auf einer Langzeitachse messen las-
sen, bilden dessen ausgaben in Gesundheitsför-
derung – erst recht in Kooperation mit aktiven 
Partnern – einen gut angelegten Stock. für nahe-
zu jede Kommune. 

in der Betrachtung der umwegrentabilität und ih-
rer dimensionen bleibt die mögliche dämpfung 
bei den sozialen transferleistungen der Kommu-
ne als „Beifang“ ihrer investition in gesunde Le-
bensqualität noch außer Betracht. Sie wäre ent-
sprechend dem „dormagener Modell“ aus nrw 
ein weiterer faktor, der sich bei kluger Handha-
bung mittelfristig einstellen mag. 

Gesundheitsförderung und Prävention sind keine 
frage allein gesundheitlicher fachpolitik, dort 
fallen höchstens die ausgaben an. am besten 
sind sie teil einer integrierten kommunalen Stra-
tegie, einer Politik, die aus nachvollziehbaren 
Gründen auf die gesunderhaltende daseinsquali-
tät achtet und kommunale wertschöpfung be-
wusst steuert. wo Leute leben und wo sie länger 
leben, zahlen sie Steuern und auch länger Steu-
ern. wo Personen mit energie tätig sind, weil ihre 
Gesundheit sich hält, bringen sie Leistung, schaf-
fen werte und mehren durch ihre Kaufkraft die 
Steuern, zum Beispiel die gewerblichen. warum 
den ast absägen, auf dem Stadt und region sit-
zen? warum nicht düngen, was einnahmen und 
Leistungen und Kooperationen mit Partnern 
wachsen lässt? Sogar Kommunen in Haushalts-
notlage ist das invest in gesunde Lebensqualität 
erst recht zu empfehlen. es ist nicht selten ein 
den Kommunen letztverbleibender Gestaltungs-
schlüssel für den so dringend erwünschten „turn 
around“.

Kontakt

Gerhard Meck 
„Kooperation statt Konkurrenz“ – Konzepte für 
Gesunde Städte und regionen, Berlin

gerdmeck@gmx.de
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Das Ideal –

„Ja, das möchste:

Eine Villa im Grünen mit großer Terrasse,

vorn die Ostsee, hinten die Friedrichstraße;

mit schöner Aussicht, ländlich-mondän,

vom Badezimmer ist die Zugspitze zu sehn –

aber abends zum Kino hast du’s nicht weit.“

(Kurt tucholsky: Gedichte und Lieder, 1927)

wohn- und Lebensstile sowie Vorstellungen von 
Lebensqualität sind sehr vielfältig. dementspre-
chend verschieden sind auch die Meinungen dar-
über, welche Bedingungen erfüllt sein sollten, 
um das wohlbefinden zu verbessern. ob das Le-
ben auf dem Land oder das Leben in der Stadt die 
Lebensqualität steigert, ist nicht pauschal zu be-
antworten und individuell sehr verschieden. die 
Vorteile urbanen Lebens werden unter anderem 
in den vor ort gegebenen Bildungs- und arbeits-
möglichkeiten, in der Vielfältigkeit, Kultur sowie 
in werten wie toleranz und freiheit gesehen. je-
doch bieten auch ländliche regionen den Men-
schen attraktive orte zum wohnen, Leben, arbei-
ten und erholen. Bevölkerungsrückgang und ab-
wanderung stellen sie zugleich vor große Her-
ausforderungen. insbesondere unter dem aspekt 
„Lebensqualität im alter“ geht dieser Beitrag von 
der Prämisse aus, dass ländliches Leben und 
dessen förderung nicht isoliert, sondern im Kon-
text integrierter entwicklungskonzepte betrach-
tet werden sollten.

ein Leitziel der Bundesregierung ist es, gleich-
wertige Lebensverhältnisse in deutschland her-
zustellen. dieses Ziel macht es erforderlich, die 
positive entwicklung sowohl ländlicher als auch 
städtischer räume gleichermaßen zu fördern. 
Städte können ohne funktionierende ländliche 
räume nicht bestehen und funktionierende länd-
liche räume brauchen gut entwickelte Stadtzent-
ren. Vor allem Klein- und Mittelstädte sind wich-
tige ankerpunkte für die Sicherung der daseins-
vorsorge in ländlichen regionen. ihre funktions-
fähigkeit sollte daher gesichert und gestärkt 

werden. Mit der „initiative Ländliche infrastruk-
tur“[1] werden beispielsweise insbesondere 
Kleinstädte in den Blick genommen und im rah-
men der Stadtentwicklungspolitik in ihrer ent-
wicklung begleitet. Städtebauförderungspro-
gramme unterstützen die ländliche Strukturent-
wicklung: „Von der Städtebauförderung profitie-
ren besonders unsere kleineren Städte und ort-
schaften. damit können sie wichtige investitio-
nen tätigen und als lebenswerte orte für wohnen, 
Kultur und arbeit erhalten und erneuert werden 
[…]. die Mittel der Städtebauförderung stiegen 
von 2013 mit 455 Mio. euro bis 2017 mit 790 Mio. 
euro kontinuierlich an. 47 Prozent davon werden 
in ländlichen Kreisen investiert.“[2]

Seit 2010 fördert das Programm „Kleinere Städte 
und Gemeinden – überörtliche Zusammenarbeit 
und netzwerke“ weitere potenzielle wirtschafts- 
und arbeits-, Bildungs- und Kulturstandorte, die 
wiederum entwicklungs- und Stabilisierungspole 
im netzwerk ländlicher räume bilden können.[3] 
Zudem hat das Bundesbauministerium im jahr 
2016 im wettbewerb „Menschen und erfolge – 
Ländliche räume: produktiv und innovativ“ Kon-
zepte der arbeitsplatzförderung, der nachhalti-
gen wirtschaftsentwicklung und der Standortbe-
lebung prämiert.[4] auch das Bund-Länder-Pro-
gramm „Soziale Stadt“ förderte und fördert – in 
unterschiedlichen förderperioden zwischen 1999 
und 2016 – allein in Brandenburg 32 Quartiere 
mit einem integrierten entwicklungskonzept. 

Seit anfang 2015 koordiniert ein arbeitsstab im 
Bundesministerium für ernährung und Landwirt-
schaft (BMeL) die Politik der Bundesregierung 
zur entwicklung ländlicher räume, bündelt die 
verschiedenen Maßnahmen der ressorts und 
nutzt entsprechende Synergien. „eine gute ent-
wicklung der ländlichen räume ist aber nicht al-
lein durch eine stärkere Koordinierung der Maß-
nahmen des Bundes zu schaffen, sondern nur 
gemeinsam mit den Ländern, den Kommunen, 
der wirtschaft und Zivilgesellschaft, insbesonde-
re aber mit den Menschen vor ort. dabei kommen 
auch verschiedenen förderinstrumente der euro-
päischen union, des Bundes und der Länder zur 

Lebensqualität im Alter –  
integrierte handlungsstrategien im 
 ländlichen raum
Helene l. luig-arlt

Büro für Stadtteilmanagement Langballig
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anwendung. in einer interministeriellen arbeits-
gruppe sind Bundesinnenministerium, Bundes-
wirtschaftsministerium, Bundesbau- und Ver-
kehrs-, finanz-, familien- und das forschungsmi-
nisterium vertreten.“[5]

ein Beispiel der integrierten entwicklung aus 
Schleswig-Holstein: Langballig, ein dorf an der 
ostsee (Kreis Schleswig-flensburg)

Seit einigen jahren wird in Langballig ein integ-
riertes entwicklungskonzept umgesetzt. dieses 
sieht vor, die übergreifende Zusammenarbeit von 
fach- und Politikbereichen, die Bündelung von 
ressourcen, die Verknüpfung zwischen räumli-
cher und föderaler Handlungsebene – die Beteili-
gung der Bewohnerinnen und Bewohner (ein-
wohnerzahl 1557, Stand 2015) eingeschlossen – 
zu verbessern.

Gesundheitsangebote

es gibt eine Pflege-Senioreneinrichtung, eine ta-
gespflege, ambulante Betreuungsmöglichkeiten 
sowie Sozialstationen, die sich in gemeinsamer 
trägerschaft der Gemeinde und der diakonie be-
finden. weiter existieren arzt- und Zahnarztpra-
xen, ein fitnessclub, wellnessangebote sowie 
physiotherapeutische einrichtungen, in denen 
auch Präventionskurse der gesetzlichen Kran-
kenkassen angeboten werden. 

Langballigau; Bildquelle: Amt Langballig  Mühle Hoffnung, Munkbrarup; Bildquelle: Amt Langballig

Strand Langballigau; Quelle: Amt Langballig Museumsgäste und Publikum vor dem Landhaus Unewatt; 
Quelle: Landschaftsmuseum Angeln/Unewatt

im jahr 2005 ist auf Privatinitiative das MS-Mobil 
entwickelt worden (http://www.msmobil.de). der 
gemeinnützige Verein ermöglicht es schwerstbe-
hinderten rollstuhlfahrerinnen und rollstuhlfah-
rern mit barrierefrei umgebauten wohnmobilen 
in den urlaub zu fahren. die Vermietung findet 
bundesweit an etwa 200 tagen pro jahr statt und 
ist bis 2019 ausgebucht. der Bedarf kann nur zu 
zehn Prozent gedeckt werden.

Touristische und ökologische entwicklung

das europaweit einzigartige „Landschaftsmuse-
um angeln/unewatt“ ist vor über 20 jahren auf 
initiative eines Mitglieds des deutschen Bundes-
tages und gemeinsam mit den Bewohnerinnen 
und Bewohnern entwickelt worden. Mittlerweile 
ist das Museum mit bisher mehr als 500.000 Be-

sucherinnen und Besuchern ein erfolgsmodell, 
welches identität stiftet und Kulturtourismus för-
dert (www.museum-unewatt.de).

die region wird überwiegend von Gästen aus der 
ganzen Bundesrepublik und aus dänemark als 
naherholungsgebiet genutzt. Sehr geschätzt 
werden sowohl die gut geführten und historisch 
sanierten Gasthöfe, der Hafen, die Hotels und 
Campingplätze als auch das insgesamt vielfältige 
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angebot, welches ökonomische, ökologische 
und soziale faktoren berücksichtigt. dazu zählen 
die Beibehaltung des Hafens in kommunaler trä-
gerschaft und die Kombination aus baulicher so-
wie ökologischer entwicklung, aber auch die ge-
mischten Bewegungsräume für jung und alt so-
wie Strandrollstühle für Menschen mit Handi-
caps.

das Gebiet „Küstenbereiche flensburger förde 
von flensburg bis Geltinger Birk“, Langballigau 
eingeschlossen, ist eingebunden in den Manage-
mentplan des fauna-flora-Habitat Programms 
Schleswig-Holsteins. dieses Programm ist teil 
eines eu-weiten netzes von Schutzgebieten zur 
erhaltung gefährdeter oder typischer Lebensräu-
me und arten. die natur vor ort ist ein nicht un-
wesentlicher faktor hinsichtlich des Zuzugs jun-
ger Menschen und familien. dies wiederum wirkt 
einer Überalterung der Bevölkerung entgegen 
und fördert die soziale Gemeinschaft. Zudem bie-
tet dieses Gebiet eindrucksvolle Spazier- und 
fahrradwege, die auch historische Stätten und 
wanderwege einbeziehen.

Technische, wirtschaftliche, energetische und 
bauliche entwicklung

ab 2018 wird in mehreren Gemeinden ein überre-
gionales Breitband-netzwerk verlegt. nach dem 
Solidaritätsprinzip soll auch jeder entlegene ein-
zelhof angeschlossen werden. 

Handwerksbetriebe, nahversorgung, ferienwoh-
nungen, Landmärkte, Bio-Höfe und Bio-Läden, 
aber auch konventionell geführte landwirtschaft-
liche Betriebe finden hier ihren raum. die Gast-
ronomie ist ein weiterer wichtiger wirtschaftsfak-
tor.

Von regenerativer energieversorgung mit wind-
kraftanlagen bis hin zu alternativer Holz-Heiz-
kraftanlage werden neue akzente gesetzt, die 
auch in den dialog mit – teils ausländischen – 
Partnergemeinden eingebracht werden. der im-
puls kam von der Klimakonferenz in rio.

jungen familien wurde sowohl vor gut 30 jahren 
als auch heute vergleichsweise günstiges Bau-
land angeboten, so dass sich die Zahl der ein-
wohnerinnen und einwohner in dieser Zeit von 
900 auf 1547 vergrößerte. diese entwicklung hat 
dazu beigetragen, dass die Schule erhalten blei-
ben konnte, eine Kinderkrippe gebaut wurde, 
sich ärztinnen und ärzte ansiedelten und ein-
kaufszentren erweitert wurden. wichtig war und 
ist die Bildung eines ortskerns. nachbargemein-
den und kleinere orte gehen, auch mit Städte-

baufördermitteln, ähnliche wege, um Schulen, 
einkaufsmöglichkeiten und ärztliche Versorgung 
für das umland bereitstellen zu können.

Ländliche Arbeitsplatzstrategie

am 10. oktober 2017 wurde vom Landrat Schles-
wig-flensburg und dem jobcenter eine neue 
überregionale und nach dörfern sortierte joban-
gebotsseite (www.jobkieker.de) freigeschaltet. 
die Plattform bietet nicht nur einen allgemeinen 
Überblick aller angebote, sondern auch die Mög-
lichkeit, gezielt einzugrenzen. So kann beispiels-
weise Zeitarbeit ausgeschlossen, nach einem 
bestimmten Beruf oder einer speziellen ausbil-
dung recherchiert sowie über die Grenzen der 
region hinaus nach ausbildungs- und berufsspe-
zifischen angeboten gesucht werden.

Ausblick – Was sind spezifische erfordernisse für 
Ältere?

Lebensqualität im alter ist nicht isoliert zu be-
trachten, sondern von strategischen Maßnahmen 
abhängig. Solche Maßnahmen sollten – teils ge-
meindeübergreifend – zueinander passen, sozia-
le und ökologische anforderungen berücksichti-
gen sowie ökonomische Belange beleben. Bedar-
fe und Bedürfnisse aller altersgruppen sollten 
dabei einbezogen und in einer gemeinsamen in-
tegrierten entwicklungsstrategie abgestimmt 
werden. 

das Leben im ländlichen raum ist nicht immer 
problemlos und die Gestaltungsmöglichkeiten 
sind mancherorts stark eingeschränkt, unter an-
derem infolge von Landflucht und der entleerung 
von regionen. dennoch gibt es gute Perspekti-
ven, wenn durch sozialraumorientierte integrier-
te Planung, arbeitsplatzförderung, infrastruktu-
relle erreichbarkeiten sowie durch regionale, at-
traktive innovationen und netzwerke eine alters-
gemischte einwohnerschaft gehalten oder ange-
zogen werden kann.

Prof. dr. jutta rump hat im rahmen des nationa-
len Stadtentwicklungskongresses folgende fra-
gestellungen in die diskussion eingebracht und 
wie folgt argumentativ untersetzt:

welche Chancen bietet der ländliche raum in Be-
zug auf die demografische entwicklung? Zu be-
nennen sind hierbei lebensqualitativ bedeutsa-
me aspekte der subjektiven Sicherheit sowie der 
sozialen und ökonomischen Spezifika:

n   das Leben in einem raum abseits der Hektik, 
das erleben verstärkter fürsorge durch die 
„sich kümmernde Gemeinschaft“ sowie Si-
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cherheit und „Heimat“ in form intakter sozia-
ler netzwerke bzw. die einbettung in beste-
hende familiäre/nachbarschaftliche Struktu-
ren,

n   eine attraktive raumkonstruktion als freizeit- 
und erholungsraum mit hoher Biodiversität,

n   die Möglichkeit des erwerbs von Lebens- und 
wohnraum zu erschwinglichen Preisen,

n   die option der Gestaltung eines „gesünderen“ 
Lebens, zum Beispiel aufgrund geringerer um-
weltbelastungen sowie 

n   weniger anonymität im gesellschaftlichen 
Kontext.[6]

was bietet der ländliche raum in Bezug auf tech-
nische und ökonomische trends im rahmen ge-
samtgesellschaftlicher entwicklungen?

n   er bietet geringere investitionskosten für un-
ternehmen und damit die Chance der etablie-
rung innovativer unternehmen. wenn eine 
gute Verkehrs- und it-infrastruktur bereitge-
stellt wird, können solche unternehmen ihre 
Leistungen auch abseits von Ballungszentren 
anbieten und bezahlbaren wohn- und attrakti-
ven Lebensraum für fachkräfte („work-Life-
Balance“) erwerben.

n   er relativiert den trend der ökonomisierung, 
bietet Möglichkeiten individueller entschleu-
nigung und nachhaltiger Lebensweise in form 
einer Kombination von ländlichem Leben und 
globalem beruflichem agieren („work global – 
live local“).[7] 

„je älter ein Mensch wird, desto kleiner wird in 
der regel sein aktionsradius, desto mehr Zeit 
verbringt er im nahen wohnumfeld und in der 
wohnung. die Lebensqualität im alter hängt des-
halb in besonderem Maße von den lokalen um-
ständen ab.“[8] 

die Versorgung mit den dingen des täglichen Be-
darfs – vor allem im medizinischen Bereich – und 
die Mobilität müssen gesichert sein. die Betreu-
ung wird oft durch familiäre und/oder nachbar-
schaftliche, vielfach gewachsene Strukturen ge-
währleistet. im Bedarfsfall sind Gemeindestruk-
turen wie soziale dienstleistungen und Pflege-
einrichtungen verfügbar. der einsatz von Ge-
meindeschwestern sollte gestärkt sowie gute 
Prävention und Gesundheitsförderung, die den 
Pflegebedarf mindern oder hinauszögern kön-
nen, einbezogen werden. es ist unter anderem 
möglich, netzwerkkoordinatorinnen und -koordi-
natoren einzusetzen, die angebote und ehren-

amtliches engagement für und mit älteren Men-
schen in den ländlichen regionen zusammen-
stellen. So lassen sich Mobilität und Barrierefrei-
heit, Versorgung, unterstützung, diverse aktivi-
täten und bei Bedarf auch Pflege gut organisie-
ren. um sozialer Benachteiligung älterer Men-
schen im ländlichen raum entgegenzuwirken, 
unterstützen die Krankenkassen seit jahren den 
netzwerk- und Strukturaufbau.[9]

Gesellschaftliche entwicklungen sind in gewis-
sem umfang durch Bund-Länder-förderprogram-
me und kooperatives Handeln auf kommunaler 
ebene steuerbar. Positive anregungen, die im 
ansatz auch auf ländliche Bereiche übertragbar 
sind, bieten verschiedene Kommunen bundes-
weit.[10] eine Vision wäre, den Stadt-Land-öPnV 
staatlich zu unterstützen und regional zu reali-
sieren. es bleibt darauf hinzuweisen, dass auch 
der Bundesverband deutscher wohnungs- und 
immobilienunternehmen (Gdw) eine „Bund-Län-
der-Gemeinschaftsaufgabe Ländliche räume“[11] 
fordert, um Metropolen zu entlasten, ländliche 
Strukturen aufzuwerten und zu stabilisieren und 
eine demografische Spaltung zwischen Stadt 
und Land zu verhindern.
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Ausgangslage

aus verschiedenen Berichten und einer Befra-
gung älterer Menschen, die die Stadt Branden-
burg an der Havel im jahr 2008 selbst durchge-
führt hat, ist bekannt, dass es der wunsch vieler 
älter werdender Menschen ist, trotz altersbe-
dingter Beeinträchtigungen ein selbstbestimm-
tes Leben in den eigenen vier wänden oder im 
gewohnten wohnumfeld zu führen. ergebnisse 
aus der alternsforschung belegen, dass Präventi-
on und Gesundheitsförderung bis ins höchste Le-
bensalter wirksam sind. der erhalt körperlicher 
und geistiger funktionsfähigkeiten, eine gesund-
heitsbewusste ernährung sowie geistige aktivi-
tät und anregende soziale Beziehungen, Begeg-
nungen und Kommunikation sind für den erhalt 
der Lebensqualität im alter von zentraler Bedeu-
tung. Sie wirken dem körperlichen und geistigen 
abbau entgegen, steigern das individuelle wohl-
befinden und schützen vor Vereinsamung und 
isolation. damit verringern sie nicht nur das risi-
ko von Krankheiten, sondern erhöhen auch die 
Chance, den eintritt körperlicher und/oder geisti-
ger Beeinträchtigungen oder Behinderungen so-
wie den eintritt von Pflegebedürftigkeit zu verzö-
gern. 

die Stadt Brandenburg an der Havel hat es sich 
deshalb zur aufgabe gemacht, Selbständigkeit 
und Lebensqualität bis ins hohe alter zu fördern 
und zu erhalten. den älteren Menschen soll eine 
selbstbestimmte Lebensweise und gesellschaft-
liche teilhabe ermöglicht werden. Ziel dabei ist, 
die wohnortnahe Versorgung im gesamten Stadt-
gebiet zu erreichen, vorhandene Strukturen ein-
zubinden und zu stärken sowie das bürgerschaft-
liche engagement zu erweitern. insbesondere die 
Versorgungsangebote innerhalb der Stadtteile 
und wohngebiete sollen so entwickelt werden, 

dass sie fußläufig erreichbar sind. dieser stadt-
teilorientierte ansatz wird weiter vertieft und die 
ideen und anregungen der Bewohnerinnen und 
Bewohner am Planungsprozess beteiligt. So fand 
beispielsweise eine dialogwerkstatt statt, in wel-
cher die Stadt- und ortsteile von expertinnen und 
experten und den älteren Bewohnerinnen und 
Bewohnern auf ihren Bestand und auf ihr ent-
wicklungspotential hin betrachtet wurden. 

Der strategischen Grundlage dienen folgende 
Planungen: 

n   der Bericht der Stadtverordnetenversammlung 
242/2011: „entwicklung ambulanter Versor-
gungsstrukturen für ältere Menschen mit und 
ohne Behinderungen in Brandenburg an der 
Havel – eine strategische ausrichtung“ sowie 

n   die Grundsätze zur förderung von angeboten 
der altenhilfe nach Ziffer 5.1 der „richtlinie zur 
förderung der arbeit im Bereich der alten- und 
Behindertenhilfe sowie der Hilfen zur Überwin-
dung besonderer sozialer Schwierigkeiten“ 
(„fördergrundsätze Seniorenangebote“), in 
der fassung des SVV-Beschlusses nr. 
175/2017.

Praxisbeispiele – Aktivitäten in den Brandenburger Kommunen 

Die Zukunft im Blick:  
Kommunale Prozesse der Gesundheitsförderung  
im Alter in Brandenburg an der havel
annet Höfer

Stadt Brandenburg an der Havel

Dialogwerkstatt zu Seniorenangeboten in den Stadtteilen, 11.10.2017  
Bildquelle: Akademie 2. Lebenshälfte
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Ziele und Maßnahmen im Planungsprozess

eine angebotsstruktur zu schaffen, die Begeg-
nung, Kommunikation und informationsaus-
tausch ermöglicht, Selbständigkeit unterstützt 
und ehrenamtliches engagement – von älteren 
Menschen und für ältere Menschen – fördert und 
entwickelt, ist Ziel des Planungsprozesses. 

umgesetzt wird dies durch die förderung von je 
einer Begegnungsstätte in den acht Stadtteilen 
der Stadt. Hinzu kommt die unterstützung von 
Begegnungsmöglichkeiten in den ortsteilen der 
Stadt Brandenburg an der Havel. damit werden 
den älteren Bewohnerinnen und Bewohnern akti-
vitäten im unmittelbaren wohnumfeld ermög-
licht. jeder Stadtteil und jeder ortsteil erhält ein 
nach der Stärke seiner einwohnerzahl berechne-
tes jährliches Budget, welches in diese angebote 
fließt. je nach finanzkraft der freien träger und 
einzelner akteurinnen und akteure sind diese 
Budgets durch eigenmittel zu ergänzen. 

in den an festen Standorten etablierten Begeg-
nungsstätten gibt es mindestens eine Person, die 
sich kontinuierlich um die interessen der älteren 
Menschen und um die Begegnungsstätte selbst 
kümmert. es sind zum großen teil ehrenamtlich 
tätige frauen, die an mehreren tagen pro woche 
die räume gestalten und treffen für die nutzerin-
nen und nutzer organisieren. angeboten werden 
beispielsweise gesellige Spielenachmittage, Be-
wegungs- und Gedächtnistrainings, jedoch auch 
größere gemeinschaftliche aktionen wie tages-
reisen. 

um auch die Menschen zu erreichen, die in den 
äußeren ortsteilen der Stadt, den ehemaligen 
dörfern in Stadtrandlage wohnen, werden einzel-
ne aktionen der Begegnung und Geselligkeit in 
den wohnsiedlungen direkt unterstützt. dies ge-
lingt nur durch das große ehrenamtliche engage-
ment, welches die verschiedenen Beteiligten vor 
ort für ihr wohngebiet und die darin lebenden 
(nicht nur älteren) Menschen aufbringen. die ak-
tivitäten erstrecken sich von Spielenachmittagen 
und tanzveranstaltungen bis zu dampfer- und 
Bootsfahrten, tagesfahrten sowie diavorträgen 
und informationsveranstaltungen zu verschiede-
nen themen.

ein weiterer wichtiger Baustein ist der ehrenamt-
liche Besuchsdienst „Brandenburg besucht und 
bewegt“. dieser wird durch die Stadt, die Pflege-
kassen und dem projektleitenden träger, dem 
Caritasverband für das erzbistum Berlin e. V., fi-
nanziert. der Besuchsdienst leistet einen direk-
ten Beitrag gegen die Vereinsamung älterer Men-
schen, wenn diese aus angst vor unfällen oder 
unsicherheit ihre wohnung nicht mehr allein ver-
lassen wollen und über keine oder wenige Kon-
takte verfügen. die geistige und körperliche akti-
vierung durch Gespräche und Spaziergänge wirkt 
der sozialen isolation entgegen und sorgt für ein 
besseres Befinden. ein weiterer Vorteil sind die 
informationen und empfehlungen, die geschulte 
ehrenamtliche an die Besuchten weitergeben. 

die Mobilität ist auch in einer Stadt wie Branden-
burg an der Havel ein dringendes thema, denn 
längere wege zu Veranstaltungsorten und zu ver-
schiedenen aktivitäten sind für einige ältere 
Menschen kaum mehr zu bewältigen. um im Be-
darfsfall, etwa bei körperlichen und/oder finanzi-
ellen einschränkungen, den einzelnen älteren 
Menschen die Beteiligung am gemeinschaftli-
chen Beisammensein zu ermöglichen, gibt es ein 
Budget, aus dem beispielsweise ein Hol- und Be-
gleitservice finanziert werden kann, der die Be-
troffenen zu den aktivitäten in den Begegnungs-
stätten/ortsteilen bringt. 

Mit einem integrierten stadtteilorientierten Blick 
gelingt es der Stadt Brandenburg an der Havel 
immer besser, die initiativen dorthin zu leiten, wo 
die Menschen leben und ihren alltag bewältigen. 
entstanden ist ein netzwerk aus Personen und 
Veranstaltungsorten, welches sich strukturell 
einbettet und eine große ressource für die Pla-
nung weiterer Vorhaben, beispielsweise zur 
Sturzprävention, bietet. älteren Menschen mit 
und ohne Beeinträchtigungen eine aktive teilha-
be am gesellschaftlichen Leben zu ermöglichen 
und isolation zu vermeiden, ist auch in den 
nächsten jahren strategisches Ziel. 

Kontakt

anett Höfer 
Sozialplanung – Stadt Brandenburg an der Havel 

Anett.Hoefer@Stadt-Brandenburg.de
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den Menschen ein langes selbständiges Leben in 
den eigenen vier wänden zu ermöglichen, ist ein 
wichtiges Ziel im Landkreis Havelland. dafür hat 
der Landkreis 2010 ein Gemeinschaftsprojekt 
„demografie-Projekt Havelland“ initiiert. Sechs 
Städte, ämter und Gemeinden, die Havelland Kli-
niken und der Landkreis haben eine freiwillige 
Zusammenarbeit zur Begleitung und Minderung 
der folgen des demografischen wandels verein-
bart. Ziel war es, in den Schwerpunkten Gesund-
heit und Pflege, wohnen und wohnumfeld sowie 
Mobilität, innovative teilprojekte zu entwickeln 
und umzusetzen. diese erfolgreichen Strategien 
wurden anschließend auf das gesamte Kreisge-
biet übertragen. für die umsetzung zahlten alle 
Partnerinnen und Partner jährlich einen verein-
barten Betrag in einen demografie-fonds, aus 
dem Projekte und eine Geschäftsstelle finanziert 
wurden. im rahmen des demografie-Projektes 
sind bis zum Sommer 2017 über 50 teilprojekte 
mit einem Gesamtinvestitionsvolumen von annä-
hernd 2,5 Mio. euro, beispielsweise der „Patien-
tenfahrdienst friesack“, „Sturzprävention im 
Landkreis Havelland“ und „Selma – errichtung 
einer Musterwohnung“, entstanden. im folgen-
den werden die genannten teilprojekte kurz vor-
gestellt.

Projekt: „Patientenfahrdienst Amt Friesack“

für Menschen mit eingeschränkter Mobilität ist 
die erreichbarkeit medizinischer Versorgungs-
einrichtungen ein wichtiges Kriterium, um in der 
eigenen Häuslichkeit den alltag bewältigen zu 
können. im Zeichen des demografischen wan-
dels wird der anteil der älteren Bevölkerung 
künftig wachsen. Gleichzeitig ist in den kommen-
den jahren mit einem rückgang der fach- und 
hausärztlichen Versorgung im ländlichen raum 
zu rechnen.

um die erreichbarkeit medizinischer Versor-
gungseinrichtungen für Bürgerinnen und Bürger 
aus dem amt friesack zu sichern, wurde ein fahr-
dienst eingerichtet, der weniger mobile Personen 
vom eigenen Heim zu den entsprechend ge-
wünschten einrichtungen befördert. dabei rich-
tet sich das Modellprojekt ausschließlich an die 
ältere und in ihrer Mobilität eingeschränkte Be-

völkerung des amtes friesack. eine inanspruch-
nahme des angebotes setzt die feststellung der 
medizinischen notwendigkeit des fahrdienstes 
durch den betreuenden Hausarzt voraus. Zu-
gangsvoraussetzung ist eine eingeschränkte Mo-
bilität der Patientenschaft, die nicht durch das 
direkte soziale umfeld kompensiert werden 
kann.

die zweijährige Projektphase des Modellprojek-
tes verlief von november 2014 bis oktober 2016 
in Bezug auf Planung, ablauf und organisation 
unproblematisch. ohne großen Mehraufwand 
konnte der Patientenfahrdienst in die täglichen 
abläufe der hausärztlichen Praxen integriert wer-
den. Sowohl bei den teilnehmenden Hausarzt-
praxen als auch bei den fahrgästen wurde das 
angebot als positiv und nützlich bewertet. Mit 
dem ende der zweijährigen erprobungsphase er-
klärten sich das amt friesack, eine Hausarztpra-
xis und der Landkreis Havelland bereit, das Pro-
jekt aus eigenen Mitteln fortzuführen und zu fi-
nanzieren. 

Sturzprävention im Landkreis havelland

Stürze in hohem alter haben häufig schwere Ver-
letzungen zur folge. daraus resultiert in vielen 
fällen ein langer Krankenhausaufenthalt, der 
mitunter auch eine ständige Pflegebedürftigkeit 
nach sich zieht. um diese Stürze zu verhindern 
und zu verringern, hat der Landkreis Havelland 
im vergangenen jahr das Projekt „Sturzpräventi-
on im Landkreis Havelland“ aufgelegt. Kooperati-
onspartnerinnen und -partner des Landkreises 
im rahmen einer Gesundheitspartnerschaft sind 
die aoK nordost, der Kreissportbund Havelland 
und das Ministerium für Bildung, jugend und 
Sport des Landes Brandenburg. Ziel ist es, ge-
meinsam möglichst flächendeckend vor ort an-
gebote der Sturzprävention aufzubauen und zu 
verstetigen. im jahr 2016 ist das Projekt gestar-
tet. inzwischen konnten bereits an 22 Standorten 
im Kreisgebiet entsprechende angebote aufge-
baut werden. 35 Übungsleiter wurden bisher ge-
wonnen und qualifiziert. für weitere informatio-
nen ist der Kreissportbund Havelland erreichbar 
unter der telefonnummer 03385 619903. 

Den demografischen Wandel gemeinsam gestalten –  
das Demografie-Projekt im Landkreis havelland
SaBine KoSaKow-KutScHer 

Landkreis Havelland, rathenow
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Selma – eine Musterwohnung für das havelland

im März 2017 eröffnete in rathenow eine Muster-
wohnung für das wohnen im alter mit größeren 
und kleineren technischen Hilfen. auch dieses 
Projekt hat zum Ziel, Menschen lange ein selbst-
bestimmtes Leben in ihren eigenen vier wänden 
zu ermöglichen. dafür gibt es inzwischen viele 
alltagshelfer, angefangen von der flaschendreh-
hilfe bis hin zu elektrisch höhenverstellbaren Kü-
chenschränken, waschbecken und wC. die woh-
nung befindet sich in einem Mehrfamilienblock 
am friedrich-ebert-ring 92a in 14712 rathenow. 
die ehemalige dreizimmerwohnung wurde zu an-
schauungszwecken in eine Zweizimmerwohnung 
mit großem Bad umgebaut. jeder raum ist reali-
tätsnah ausgestattet und mit vielen technischen 
alltagshilfen in unterschiedlichen Preiskategori-
en versehen. auf diese weise können Besuche-
rinnen und Besucher unabhängig und individuell 
nach ihren Bedürfnissen beraten werden und di-
rekt vor ort testen, was ihrem individuellen Be-

darf am ehesten entspricht. im umgang mit den 
alltagshilfen fällt schnell die angst vor der einen 
oder anderen apparatur.

die Beratung ist kostenlos. das Büro der Bera-
tungsstelle ist immer mittwochs von 13 bis 16 uhr 
geöffnet. Beratungstermine sind telefonisch 
beim Pflegestützpunkt Havelland unter 03385 
5516823 oder bei der wohnberatung des diako-
nischen werkes Havelland unter 03385 537766 
zu vereinbaren.

das Modellprojekt wurde im rahmen der regio-
nalen Gesundheitskonferenz Havelland entwi-
ckelt und aus Mitteln des demografie-Projekts 
Havelland finanziert. die Laufzeit des demogra-
fie-Projekts endete planmäßig am 30. juni 2017. 
aufgrund der erfolgreichen Zusammenarbeit von 
Kommunen, Kliniken und dem Landkreis Havel-
land wird das demografie-Projekt in eine dauer-
hafte nachhaltige Struktur der Kooperation zum 
thema „Begleitung und Minderung der folgen 
des demografischen wandels“ überführt. im jahr 
2018 soll das demografie-forum seine arbeit auf-
nehmen. es steht allen Gemeinden des Landkrei-
ses zur Mitarbeit offen. neben den Havelland Kli-
niken wird sich der Landkreis Havelland an dem 
Gemeinschaftsprojekt beteiligen und die Koordi-
nation des netzwerkes übernehmen. ein wichti-
ger inhaltlicher Schwerpunkt wird die erarbei-
tung eines demografie-Konzeptes für den Land-
kreis Havelland sein.

Kontakt:

Sabine Kosakow-Kutscher 
demografie-referentin, Büro des Landrates 
Landkreis Havelland, rathenow

sabine.kosakow-kutscher@havelland.deSelmA-Musterwohnung Bildquelle: Landkreis Havelland 
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der Kreissportbund Märkisch-oderland (KSB 
MoL e. V.) ist mit seiner abteilung Breitensport 
seit jahren wesentlich im Bereich des Senioren- 
und Gesundheitssports tätig. die daraus resultie-
renden erfahrungen offenbaren, dass die körper-
liche Mobilität ein unabhängiges, eigenständiges 
und selbstbestimmtes Leben maßgeblich beein-
flusst. in anlehnung an das „ulmer Modell“ wur-
de ein passendes Projekt gesucht, das aus-
schließlich Seniorinnen und Senioren dient, die 
altersbedingt nicht mehr am Seniorensport in der 
klassischen Sporthalle teilnehmen können. die 
ambulante Sturzprävention des KSB MoL e. V. 
wendet sich demnach vor allem an ältere Men-
schen, die zumeist keinem Sportverein mehr an-
gehören. 

um möglichst viele ältere Personen im Landkreis 
Märkisch-oderland zu erreichen, sollte die kos-
tenlose teilnahme, die die aoK als Grundlage für 
ihre Beteiligung ansah, für jeden gewährleistet 
werden. aus diesem anlass entstanden Partner-
schaften mit dem Gesundheitsamt des Landkrei-
ses, der aoK nordost und der Sparkasse MoL. 
die finanzierung des Projekts erfolgt vorwiegend 
über den Landkreis und die Sparkasse. die aoK 
nordost übernimmt die ausbildung der Übungs-
leiterinnen und Übungsleiter nach einem stan-
dardisierten Übungsprogramm und die Bereit-
stellung von Sportmaterialien. die jeweilige Ge-
meinde oder einrichtung stellt die räume kosten-
frei zur Verfügung. 

die erste Zielsetzung in abstimmung mit dem 
Landkreis sah die entstehung von fünf dieser 
speziellen Gruppen im jahr 2015 vor. Gegenwär-
tig trainieren bereits 430 Seniorinnen und Senio-
ren kreisweit in 36 Sportgruppen regelmäßig ein-
mal pro woche. aufgrund des positiven Zu-
spruchs sowie weiterhin steigender nachfrage 
und Beteiligung im gesamten Kreisgebiet konn-
ten weitere netzwerkpartnerinnen und -partner 
wie Sportvereine, die rheumaliga und ehrenamt-
liche Übungsleitende für die absicherung und 
Betreuung der Sportgruppen gewonnen werden. 

inhaltlich geht es in der Sturzprävention um die 
durchführung koordinativer Übungen, die ent-
scheidend auf die erhaltung und Stabilisierung 

Begegnung mit Bewegung im Landkreis Märkisch- 
Oderland – „Ambulante Sturzprävention im Alter“ 
Manja lindner 
Kreissportbund Märkisch-oderland, Seelow

Gleichgewichts- und Kräftigungsübungen als Teil der Sturzprävention

Bildquelle: KSB MOL e. V.

In Gemeinschaft einmal pro Woche mit Übungsleiter für den Alltag üben  Bildquelle: KSB MOL e. V. 
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des Gleichgewichts abzielen. Gleichzeitig wer-
den Kräftigungsübungen ausgeführt, die sich an 
den bestehenden alltäglichen Herausforderun-
gen der teilnehmenden orientieren. 

ein weiterer Baustein des Programms sind die 
von der Übungsleitung vermittelten zusätzlichen 
empfehlungen sowie der zwanglose erfahrungs-
austausch untereinander. themen des transfers 
sind beispielsweise, welche Möglichkeiten zur 
Verfügung stehen, um das Sturzrisiko in der 
häuslichen umgebung zu minimieren. 

dieses Zusammentreffen, der gemeinsame aus-
tausch und die durchführung von Übungen/akti-
vitäten in der Gemeinschaft bilden wesentliche 
elemente des Präventionsangebotes. Über das 
Stattfinden von Begegnung ist es den teilneh-
menden, die oftmals alleine leben, wöchentlich 
möglich, Gespräche mit ihren Mitmenschen zu 
führen. dies vermittelt Zusammenhalt und ver-
mag zugleich, soziale Kontakte wiederzubele-
ben. ebenso hervorzuheben sind die entstehen-
den Verbindungen zwischen der Übungsleitung 

und den teilnehmenden, die häufig mehrfach ge-
nerationsübergreifend sind. diese Verknüpfung 
lässt beide Seiten gleichermaßen profitieren. 

der KSB MoL e. V. ist stolz, mit seinem Projekt 
der Sturzprävention angesichts der Herausforde-
rungen der demografischen entwicklung einen 
messbaren Beitrag zu deren Bewältigung zu leis-
ten. Zusätzlich ist das Projekt nicht nur gesund-
heitsfördernd, sondern bringt älteren Menschen 
Sicherheit, Zusammenhalt und freude. 

Kontakt

Manja Lindner 
Geschäftsführerin Kreissportbund Märkisch-
oderland (KSB MoL) e. V., Seelow

m.lindner@ksb-mol.de
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Ausgangssituation

die auswirkungen der demografischen entwick-
lung zeigen in ganz deutschland ähnliche ten-
denzen, wenngleich mit regionalen abweichun-
gen. im jahr 2013 lebten im Land Brandenburg 
539.600 Menschen, die älter als 65 jahre waren. 
damit lag ihr anteil an der Gesamtbevölkerung 
bei 22 Prozent. die Bevölkerungsprognose des 
Landes Brandenburg geht von einem weiteren 
anstieg bis zum jahr 2040 auf 37 Prozent aus. 
noch deutlicher zeigt sich der anstieg bei der 
Zahl der Hochaltrigen (80+). ausgehend von ei-
ner Zahl von 134.900 im jahr 2013, geht die Be-
völkerungsprognose davon aus, dass dieser wert 
im jahr 2040 bei 292.500 liegen könnte, was 
mehr als eine Verdoppelung bedeuten würde.[1]

der Gewinn an Lebensjahren, der einerseits für 
den einzelnen und die Gemeinschaft als Potenzi-
al zu betrachten ist, geht andererseits auch mit 
wachsendem Hilfe- und Pflegebedarf einher. das 
Land Brandenburg weist die Besonderheit auf, 
dass der anteil der Pflegebedürftigen an der Ge-
samtbevölkerung im jahr 2015 mit 4,5 Prozent 
höher ausfällt als im Bundesdurchschnitt (3,5 
Prozent)[2]. Parallel zum anstieg der Zahl der al-
ten und hochaltrigen Menschen, nimmt die Ge-
samtbevölkerung in Brandenburg in den kom-
menden jahrzehnten stetig ab. nach angaben der 
Brandenburger fachkräftestudie Pflege wird sich 
diese abnahme vor allem in der Bevölkerungs-
gruppe der erwerbsbeteiligten Personen bemerk-
bar machen. dieser Bevölkerungsteil wird Prog-
nosen zufolge bis 2039 im durchschnitt um bis zu 
28 Prozent und in manchen Brandenburger regi-
onen um bis 40 Prozent schrumpfen[3]. 

die kontinuierlich wachsende Gruppe alter und 
hochaltriger Menschen bei gleichzeitiger abnah-
me der Generation der erwerbsbeteiligten wird 
nicht ohne folgen für die Begleitung und Versor-
gung hilfe- und pflegebedürftiger Menschen in 
Brandenburg bleiben. fakt ist: es werden künftig 
nicht mehr genügend Pflegekräfte und familiär 
Pflegende zur Verfügung stehen, um die Beglei-
tung und Versorgung alter Menschen in Branden-

burg abzudecken. aus diesem Grund braucht es 
ein umdenken und ein neues Solidaritätsver-
ständnis. nur durch ein neues Miteinander von 
akteurinnen und akteuren sowie Bürgerinnen 
und Bürgern vor ort, können alternative und aus-
gleichende Strukturen entwickelt werden, die 
auch alten Menschen ein integriertes und selbst-
bestimmtes Leben ermöglichen. dabei ist es not-
wendig, alle Generationen in den Blick zu neh-
men, um den sozialen wandel vor ort zu gestal-
ten.

die beschriebene entwicklung war ausgangs-
punkt für die Pflegeoffensive des Landes Bran-
denburg. Mit der auf Breite und nachhaltigkeit 
angelegten offensive, die auf die Bereiche fach-
kräftesicherung, entlastung pflegender angehö-
riger und auf Strukturentwicklung setzt, sollen 
parallel Lösungsansätze zur Bewältigung der de-
mografischen entwicklung vorgehalten werden.

der fachstelle altern und Pflege im Quartier im 
Land Brandenburg (faPiQ), dem größten Projekt 
der Brandenburger Pflegeoffensive, kommt da-
bei die aufgabe der Strukturentwicklung zu. 

Ziele, Aufgaben und Angebote des Projektes

die fachstelle will mit ihren angeboten dazu bei-
tragen, dass alte Menschen solange und so gut 
wie möglich in ihrer vertrauten umgebung leben 
können. der erhalt der Selbstständigkeit, der 
teilhabe und der integration in die Gemeinschaft 
vor ort haben dabei eine zentrale Schlüsselfunk-
tion. 

wenn jedoch einkaufsmöglichkeiten oder kultu-
relle angebote fußläufig nicht mehr erreicht wer-
den können, wenn die Barrieren der wohnung 
zur täglichen Gefahr werden, wenn Begegnungs-
stätten schließen oder häusliche Pflegesituatio-
nen an Überforderung der angehörigen zu zer-
brechen drohen, dann sind auch die Grundbedin-
gungen des Verbleibs in der vertrauten umge-
bung immer weniger gewährleistet. diese exem-
plarische aufzählung verdeutlicht, dass ein mög-

einen alten Baum verpflanzt man nicht –  
Altern und Pflege im Quartier im Land Brandenburg
dr. anja ludwig

fachstelle altern und Pflege im Quartier im Land Brandenburg (faPiQ)
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lichst langes und gutes Leben in der vertrauten 
umgebung zwingend an das Vorhandensein ent-
sprechender Strukturen vor ort gebunden ist. 

Genau hier setzen die angebote der fachstelle 
altern und Pflege im Quartier an. die fachstelle 
unterstützt alle akteurinnen und akteure im Land 
Brandenburg, die sich am auf- und ausbau al-
ternsgerechter Strukturen beteiligen. die ak-
teurs- und Strukturorientierung grenzt – wenn-
gleich es viele Schnittstellen der Zusammenar-
beit gibt – das aufgabenspektrum der fachstelle 
von dem der Pflegestützpunkte ab, deren fokus 
auf der direkten Beratung der Pflegebedürftigen 
und ihrer angehörigen liegt. 

die angebote der fachstelle beziehen sich auf 
vier zentrale themenbereiche, deren Potenziale 
in Brandenburg bisher noch zu wenig ausge-
schöpft wurden: wohnen und technik im alter, 
Quartiersentwicklung, alltagsunterstützende an-
gebote und kommunale altenhilfe- und Pflege-
planung. in diesen feldern:

n   informiert sie in form von Broschüren, Hand-
reichungen, arbeitsblättern, usw.,

n   berät sie zu rechtlichen und finanziellen frage-
stellungen, zu Beteiligungsformaten und bei 
der Konzeptentwicklung, 

n   begleitet sie umsetzungsprozesse,

n   qualifiziert sie zielgruppenorientiert,

n   vernetzt verschiedene Beteiligte vor ort 

n   und fördert den austausch und den transfer 
zwischen den Beteiligten durch Veranstal-
tungsformate oder gute Praxisbeispiele.

die fachstelle bietet ihre Leistungen kostenfrei 
und unabhängig an. Sie versteht sich als ideen- 
und impulsgeber. Sie übernimmt keine aufga-
ben, die originär den akteurinnen und akteuren 
zugeordnet sind. Mit ihrem angebot will sie die 
Handlungsmöglichkeiten und -kompetenzen der 
akteure vor ort ausweiten und stärken und dabei 
den Blick vor allem auf den vorpflegerischen, prä-
ventiven Bereich richten. neben der fachkräftesi-
cherung ist das Hinauszögern oder Verhindern 
des eintritts von Pflegebedürftigkeit eine der 
wichtigsten Stelleschrauben bei der Bewältigung 
des demografischen wandels vor ort und spezi-
ell in den ländlichen regionen. 

Teilhabeförderung als Gesundheitsförderung im 
Alter – konkrete Beispiele unserer Arbeit 

in den ersten zwei jahren unserer Projektlaufzeit 
konnten wir feststellen, dass es unzählige enga-
gierte Menschen in Brandenburg gibt, die sich 
am auf- und ausbau alternsgerechter und teilha-
beorientierter Strukturen beteiligen (wollen). de-
nen es wichtig ist, dass das Leben vor ort nicht 
stirbt, Gemeinden und dörfer als Heimat, mit der 
man verwurzelt ist, erhalten und die alten am ort 
bleiben können. Sie sind voller tatendrang, 
gleichwohl fehlen ihnen häufig für die realisie-
rung ihrer ideen fachliche und manchmal auch 
finanzielle unterstützung. 

da ist beispielsweise ein Bürgerverein, der eine 
alte Gaststätte im dorfkern in eine wohn-Pflege-
Gemeinschaft für ihre eigenen pflegebedürftigen 
angehörigen umbauen will, aber nicht weiß, was 
man dabei alles beachten muss. oder eine ehren-
amtliche Bürgermeisterin, die in ihrer Gemeinde 
einen Leitbildprozess für ein vielfältiges Leben 
bis ins hohe alter anstoßen will, aber nicht weiß, 
wo und wie sie beginnen soll. ein reitverein 
möchte gerne ein angebot für pflegebedürftige 
Menschen aufbauen, kennt jedoch nicht die 
rechtlichen Grundlagen und richtlinien für die 
anerkennung und finanzierung solcher angebo-
te. ein träger möchte einen Quartierstreff auf-
bauen, bezieht dabei aber die Kommune und an-
wohnerinnen und anwohner nicht mit ein.

Zu all diesen und vielen weiteren anfragen haben 
wir in der bisherigen Projektlaufzeit beraten. Mal 
handelt es sich um kurze Beratungseinsätze, mal 
ziehen sich die Beratungen und Begleitungen 
über Monate hin. wir haben gelernt: Strukturent-
wicklung braucht einen langen atem. es sind zar-
te Pflänzchen, die Zeit und raum zum wachsen 
und wurzeln schlagen brauchen. Solche kleinen 
Pflänzchen fördern wir auch konkret mit finanzi-
ellen Mitteln. der fachstelle stehen während des 
gesamten Projektzeitraums pro jahr 45-50.000 
euro zur Verfügung, um Klein- und Kleinstprojek-
te im Land Brandenburg zu fördern. im ersten 
jahr der förderung bewarben sich auf unseren 
förderaufruf „Gut alt werden im vertrauten 
wohnumfeld“ 18 Projekte. Zwölf Projekte erhiel-
ten auf der Grundlage von Qualitätskriterien eine 
förderung. Zwei Beispiele, die in ganz besonde-
rer weise zur integration und teilhabe alter Men-
schen beigetragen haben, sollen nachfolgend 
exemplarisch erwähnt werden:
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Die „Männer-Werkelecke“ des DrK Luckau in 
Lieberose (Landkreis Dahme-Spree):

die „Männer-werkelecke“ Lieberose ist ein re-
gelmäßiges angebot für handwerklich interes-
sierte Männer mit und ohne Pflegebedarf. Hier 
können Menschen aller Generationen aus der 
umgebung zusammenkommen, plaudern und 
aktiv sein. angesiedelt in räumen des Mehrgene-
rationenhauses „familie im Zentrum“ in Liebero-
se, ist es ein besonderes angebot, dass der Viel-

falt des alters entge-
genkommt und indivi-
duelle fähigkeiten auf-
greift, um Menschen 
zusammenzubringen. 
das angebot kann eine 
anlaufstelle für jung 
und alt mit zu reparie-
renden dingen darstel-
len und generiert da-
mit auch einen Mehr-
wert. 

Männerwerkelecke

Bildquelle: Hendrik Nolde

Der „Wochenmarkt für alle“ in der Gemeinde 
Podelzig/Amt Lebus (Landkreis Märkisch-
Oderland): 

der wochenmarkt der Gemeinde Podelzig ist 
nicht nur bedeutsam aufgrund der nahversor-
gungsfunktion in der ländlich geprägten region 
ohne ausgeprägte nahversorgung, sondern auch 
als ein sozialer treffpunkt. um diese Möglichkeit 
älteren Menschen leichter zugänglich zu machen, 
werden Sitzgelegenheiten und eine toilette an-
geschafft. der wochenmarkt stiftet zudem regio-
nale identifikation, an dem sich das engagement 
der Menschen vor ort für ein alternsgerechtes 
dorf bündelt. der Markt wird gemeinsam mit den 
Bürgerinnen und Bürgern gestaltet und die erhal-
tung der attraktivität der Bänke durch Paten-
schaften gewährleistet.

Mehr Beispiele für die integration älterer Men-
schen in die Gemeinschaft finden sie unter http://
www.fapiq-brandenburg.de/praxisbeispiele.

Wochenmarkt, Gemeinde Podelzig 

Bildquelle: Angelika Knispel 

Strukturentwicklung als Grundlage von Teilhabe 
und Prävention – herausforderungen für die 
Lebenswelt Kommune aus Sicht der FAPiQ

die Breite der Zielgruppen, die die fachstelle mit 
ihren angeboten in den vier themenfeldern an-
spricht, geht wie bereits deutlich geworden ist, 
weit über die Kommune als Gestaltungsakteur 
hinaus. die Kommunen sind heute vielfach kaum 
noch zeitlich, personell, strukturell und finanziell 
in der Lage, allen aufgaben im rahmen der da-
seinsvorsorge, so auch im Bereich der altenhilfe, 
nachzukommen. dies erfordert zwangsläufig, mit 
Blick auf erodierende informelle Pflegearrange-
ments, die sinkende Zahl beruflich Pflegender 
bei gleichzeitigem anstieg der alten und hochalt-
rigen Menschen, eine stärkere Gesamtverant-
wortung aller Beteiligten in der Kommune und 
ein umdenken hinsichtlich der organisation und 
angebotsentwicklung.

nachfolgend soll anhand einiger kommunaler 
Herausforderungen beschrieben werden, wie 
teilhabe und Gesundheit alter Menschen im 
Quartier auch unter den beschriebenen demo-
grafischen Bedingungen erhalten und gefördert 
werden können. 
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Teilhabe und Gemeinschaftserleben als effektive 
Prävention im Alter

ein zentraler faktor im Kontext der Bewältigung 
des demografischen wandels sind präventive an-
gebote, die Pflegebedürftigkeit hinauszögern 
oder gar verhindern. doch alter und Prävention 
werden von den meisten akteurinnen und akteu-
ren auch auf kommunaler ebene noch nicht zu-
sammen gedacht. damit bleiben viele Potenziale 
ungenutzt. wenn präventive angebote für ältere 
entwickelt werden, bleibt das Verständnis allzu 
oft begrenzt auf die körperliche Seite der Präven-
tion. dabei gefährden isolation und einsamkeit 
vielfach die seelische und psychische Stabilität 
und Gesundheit alter Menschen, was auch kör-
perliche Beeinträchtigungen nach sich ziehen 
kann. aus diesem Grund wirken Gemeinschafts-
erleben und teilhabe präventiv für jeden Men-
schen, so auch für ältere. aus Sicht der faPiQ 
bedarf es gegenwärtig zielgruppenspezifischer 
angebote, die in Kooperation von Krankenkas-
sen, (Sport-) Vereinen, Selbsthilfe, engagierten 
und der Kommune zu entwickeln sind.

Die notwendigkeit des lokalen Blicks für individu-
elle Lösungen

will man Strukturen für ein gutes Leben im alter 
befördern, gibt es hierfür weder einen Standard 
noch Schablonen. jedes Quartier, jede Kommune 
oder jedes dorf im Land Brandenburg verfügt 
über differierende rahmenbedingungen, Bedar-
fe, Kulturen und traditionen. die idee, wie bei-
spielsweise die „Männerwerkelecke“, die an ei-
nem ort funktioniert, wird an einem anderen ort 
möglicherweise abgelehnt oder muss an die spe-
zifischen Bedingungen angepasst werden. aus 
diesem Grund können individuell passende Lö-
sungen niemals von außen, sondern nur mit den 
akteurinnen und akteuren und Menschen eines 
Quartiers gemeinsam entwickelt und realisiert 
werden. aus Sicht der faPiQ sollte dabei mit wa-
chem Blick geprüft werden, welche guten ansät-

ze vor ort bereits vorhanden aber nicht immer 
bewusst sind. Sie zu sichtbar zu machen, sie zu 
stabilisieren oder weiterzuentwickeln, ist oft ge-
winnbringender als neuerungen einzuführen. 

Das Quartier als facettenreicher Lebensraum – 
nur im Miteinander gestaltbar 

da das Quartier den gesamten Lebensraum der 
Menschen umfasst, kann dessen Gestaltung nie-
mals durch einzelne träger allein entwickelt wer-
den. aufeinander abgestimmte angebote, die die 
Lebensqualität der  Bürgerinnen und Bürger er-
höhen und den Lebensalltag einfacher machen, 
setzen Kooperation und Koordination aller im 
Quartier voraus. das betrifft auch die verschiede-
nen ressorts innerhalb der Verwaltung, die hier-
durch zielgerichteter Synergien nutzen könnten. 
Viele Herausforderungen vor ort stellen sich als 
Probleme der akteursgemeinschaft heraus (zum 
Beispiel Versorgungslücken nach dem Kranken-
haus, fachkraftmangel, u.a.), die im alleingang 
nicht mehr gelöst werden können. die wettbe-
werbsfähigkeit des eigenen unternehmens wird 
künftig immer stärker an die Vernetzungs- und 
Kooperationsfähigkeit der Beteiligten gekoppelt 
sein, was offenheit statt Konkurrenzdenken er-
forderlich macht. das setzt gleichermaßen die 
Vernetzung und Kooperation mit ehrenamtlich 
engagierten und zivilgesellschaftlichen initiati-
ven auf augenhöhe voraus. denn auch unter en-
gagierten verändern sich Selbstverständnis und 
erwartungshaltungen. 

Der Mensch als experte in eigener Sache – 
Förderung einer starken Bürgerschaft

wo dienstleistungen fehlen, wo sie den Bedarf 
der Bevölkerung qualitativ und quantitativ nicht 
abfedern oder wo Kommunen die Grenzen ihrer 
Gestaltungs- und Handlungsmöglichkeiten errei-
chen, gewinnt eine starke Bürgerschaft zuneh-
mend an Bedeutung. ohne eine starke Bürger-
schaft, ohne deren Bereitschaft Sorge und Ver-
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antwortung vor ort mit zu übernehmen, wird die 
unterstützung und Begleitung alter Menschen 
künftig immer weniger leistbar sein. doch die 
Mitverantwortung setzt voraus, dass die Kommu-
ne die rahmenbedingungen für diese Mitgestal-
tung schafft. die Bürgerinnen und Bürger eines 
Quartiers, eines dorfes sind expertinnen und ex-
perten in eigener Sache. ohne das wissen dar-
um, was sie brauchen und wünschen, können 
keine zielgerichteten angebote vor ort entwi-
ckelt werden. die Möglichkeit von Beteiligung 
und Mitbestimmung bei der Gestaltung des eige-
nen Lebensumfeldes erhöht die Zufriedenheit 
und identifikation der Menschen mit ihrem Quar-
tier und dürfte auch für die dienstleister wirt-
schaftlich nicht irrerelevant sein. die erfahrung 
der Bürgerinnen und Bürger, mitgestalten zu 
können, erhöht gleichzeitig die Chance von enga-
gementbereitschaft vor ort, deren visionäre aus-
richtung auch eine sorgende Gemeinschaft sein 
kann. Hierzu bedarf es jedoch vielerorts noch ei-
nes umdenkens, das sich von der Gestaltung und 
angebotsentwicklung für Bürgerinnen und Bür-
ger zur Gestaltung und angebotsentwicklung mit 
der Bürgerschaft wandelt. das setzt transparenz, 
Befähigung sowie das ernsthafte interesse an 
der Mitgestaltung durch Bürgerinnen und Bürger 
voraus.

die fachstelle altern und Pflege im Quartier be-
rücksichtigt diese und weitere Herausforderun-
gen in ihren angeboten und begleitet bei den 
ersten Schritten der entwicklung von lebendigen 
Quartieren im Land Brandenburg. 
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